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Krisenlösungen von rechts
Trotz der schwersten internationalen Krise des Kapitalismus seit den dreißiger Jahren des vergangenen Jahrhunderts bleibt eine deutliche Linksverschiebung des politischen Spektrums bisher aus. Bei den vergangenen Europawahlen konnten weder sozialdemokratische noch sozialistische Parteien nennenswerte Erfolge erzielen. Ganz im Gegenteil: die populistische und extreme Rechte gehört zu den Wahlgewinnern in zahlreichen EU-Ländern. Ob in den Niederlanden, Dänemark, Bulgarien, Ungarn oder Großbritannien – überall konnten Parteien der extremen Rechten Erfolge verbuchen. Diese Wahlerfolge der extremen Rechten stehen sehr wohl in einem Zusammenhang mit der Wirtschaftskrise, wenngleich sie sich nicht allein auf diese zurückführen lassen sondern Ausdruck einer längeren Entwicklung sind, bei der rechte Parteien zu Profiteuren einer teils diffusen, teils sehr konkreten Globalisierungsangst werden. Die inhaltliche und auch klassenmäßige Basis der europäischen Rechten ist äußerst heterogen. So spricht die „Partei der Freiheit“ eines Geert Wilders in den Niederlanden völlig andere gesellschaftliche Schichten an, als etwa eine Partei wie Jobbik in Ungarn, die sehr stark mit Elementen des traditionellen Faschismus arbeitet. Verbindendes Element aller Parteien der extremen und populistischen Rechten ist ein massiver Rassismus, der als Lösung aller sozialen und gesellschaftlichen Probleme angeboten wird. Die Ethnisierung der sozialen Frage ist das Erfolgsgeheimnis der extremen Rechten, mit dem sie offensichtlich sehr viel besser das politische Feld besetzen kann, als es einer sozialistischen Linken gegenwärtig möglich ist. „Je mehr die ökonomische Konkurrenz im Rahmen des neoliberalen Modells der ‘Standortsicherung’ verschärft wird, um so leichter läßt sich die kulturelle Differenz zwischen Menschen unterschiedlicher Herkunft politisch aufladen und als Ab- bzw. Ausgrenzungskriterium gegenüber Mitbewerber(inne)n um wohlfahrtsstaatliche Leistungen instrumentalisieren.“
 Zugehörigkeit, etwa über „Rasse“, Nation oder Ethnie, kann so von den Individuen als „Wettbewerbsvorteil“ gesehen werden, um sich den Zugang zu den knapper werdenden sozialen Ressourcen zu sichern. Diese Form der Ethnisierung der sozialen Frage vergibt die Teilhabe an den sozialen Leistungen nach ethnischen Kriterien.
Aufstieg und Wandel des Rechtspopulismus

Seit etwa zehn Jahren lässt sich ein relativ kontinuierlicher Aufstieg von Parteien in Europa beobachten, die häufig mit der Bezeichnung rechtspopulistische belegt werden. Die österreichische FPÖ gilt als Paradebeispiel dieser Entwicklung aber auch die Dänische Volkspartei, der belgische Vlaams Belang, die italienische Lega Nord oder die schweizerische SVP werden dazugerechnet. Zudem kam und kommt es immer wieder zu kurzfristigen aber herausragenden Erfolgen, wie etwa bei der Liste Pim Fortuyn in den Niederlanden. Neu an diesem Parteityp, der sich inhaltlich auf zahlreiche Ideologiemomente der extremen Rechten zurückführen lässt, war ihr Politikstil, der sich deutlich vom verstaubten Auftreten neofaschistischer Parteien unterschied. Vor allem gelang es einzelnen Parteien, in den neunziger Jahren popularisierte Elemente des Neoliberalismus in ihre Programmatik aufzunehmen und somit anschlussfähig für konservativ-liberale Parteien zu werden. Herbert Schui u.a. haben in dieser Zeit die ideologischen Schnittmengen neoliberaler und extrem rechter Inhalte nachgewiesen. Weiter gelang es den erfolgreichen Parteien dieser extremen und populistischen Rechten, sich als Außenseiter des Politikbetriebs darzustellen und von dem weit verbreiteten Misstrauen gegenüber etablierter Politik zu profitieren. Mit Beginn des 21. Jahrhunderts und der Rückkehr der sozialen Frage in die politische Arena zeigte sich die ideologische Flexibilität dieser Gruppierungen, denn nun vermochten sie es, auch soziale Elemente in ihre Politik aufzunehmen – teilweise, ohne dabei die neoliberalen Positionen aufzugeben. Die Verknüpfung heterogener, ja sich ausschließender Positionen gelang über den allen Parteien eigenen Rassismus.
Angesichts fundamentaler Veränderungen der Arbeitswelt, die für die abhängig Beschäftigten vor allem mit  drohenden Unsicherheiten bis hin zu prekären Arbeitsverhältnissen einhergehen, verspricht eine moderne extreme Rechte Einbindung und Zugehörigkeit entlang ethnischer Kriterien wie Kultur und Nation, die Sicherheiten jenseits der allgegenwärtigen Marktlogik bieten sollen. Anders als der etablierte Politikbetrieb, dessen Vertrauenskapital bei größer werdenden Teilen der Bevölkerung immer schneller schwindet, versprechen rechte Parteien „durchgreifende“ Lösungen, eine Politik der tabula rasa, der harten Hand und des Agierens jenseits des demokratischen Kompromisses. 
Ob die Islamfeindlichkeit eines Geert Wilders, der Rassismus einer Lega Nord oder Antisemitismus und Antiziganismus einer Jobbik-Partei – die Objekte der zu bedienenden Ressentiments richten sich nach den „Problemlagen“ in den einzelnen Ländern. Und auch die Zielgruppen eines solchen Rassismus und damit die Wählerbasis der extremen Rechten können stark variieren.

Antworten auf die Krise von rechts

Ein Blick auf die programmatischen Angebote einiger rechter Parteien zur Europawahl zeigt, dass hier keine originellen Antworten zum aktuellen Umgang mit der Wirtschaftskrise zu finden sind. Stattdessen findet sich eine weitere deutliche Verschärfung der rassistischen Ausrichtung der Politik, mit der Migrantinnen und Migranten zu Sündenböcken der Krise gemacht werden. So antwortet Geert Wilders auf die Frage nach seiner Antwort auf die Krise im FAZ-Interview, es werde zu viel Geld für „verrückte linke Hobbys“ ausgegeben. Gemeint sind angebliche Milliardenausgaben „für sogenannte Problemviertel in unseren Städten, (…) Milliarden an Entwicklungshilfe“ oder man lasse sich „Einbürgerungskurse eine halbe Milliarde Euro im Jahr kosten.“ Wilders Schlussfolgerung und Krisenrezept daraus lautet: „Man kann problemlos Dutzende Milliarden einsparen, ohne dem Durchschnittsbürger weh zu tun.“

Auch Lega-Chef Umberto Bossi ließ sich schon im November 2008 mit der Aussage zitieren: „Wegen der Krise werden tausende Arbeitsplätze gestrichen werden, die Einwanderungsströme müssen gestoppt werden.“ Die Lega verspricht, hier weiter aktiv zu werden und fordert u.a. dass Migranten erst nach mindestens zehn Jahren Aufenthalt in Italien eine Sozialwohnung beanspruchen können. Das Muster gleicht sich bei allen Parteien der extremen Rechten. Nicht die konkrete Bekämpfung der Wirtschaftskrise steht im Zentrum ihrer Vorschläge, sondern die Abwälzung der Lasten der Krise auf die Migrantinnen und Migranten oder andere Minderheiten im Land (z.B. die Roma in zahlreichen osteuropäischen Ländern). Am Beispiel der FPÖ lässt sich zeigen, dass die rassistische Propaganda und Attitüde der Parteien offensichtlich wesentlich wichtiger sein kann, als die tatsächliche Programmatik.
So stehen die Forderungen der FPÖ zur Europawahl in den Bereichen Wirtschafts-, Finanz, und Arbeitsmarktpolitik deutlich in der Tradition der neoliberalen Ideologie der letzten zwanzig Jahre. Die von der FPÖ in der Europawahl überdurchschnittlich angesprochenen Wählerschichten gehörten und gehören jedoch zu den Verlierern genau dieser Konzepte. So fordert die FPÖ eine Senkung der Abgabenquote der Unternehmen, eine umfassende Deregulierung des Wirtschaftslebens, eine Entpolitisierung des Bankensektors durch eine echte Privatisierung, die Senkung der Lohnnebenkosten, die Erleichterung geringfügiger Beschäftigung. Alles in allem Programmpunkte, die verbunden mit der antigewerkschaftlichen Ausrichtung des Programms der FPÖ auch die Liberalen in Deutschland erfreuen könnte. Ein Blick auf die Wähler der FPÖ lässt einen dann jedoch stutzen: Bei einem Gesamtergebnis von 12,7 Prozent kommt sie bei Arbeitern auf 24 Prozent (SPÖ 17 Prozent), bei Angestellten auf 9 Prozent. Zudem geben 23 Prozent derer, die von der Krise betroffen sind (durch Personalabbau, Lohnverlust, Kurzarbeit) an, die FPÖ gewählt zu haben, von den „nicht-betroffenen“ sind es 12 Prozent. Der scheinbare Widerspruch zwischen inhaltlichem Angebot und Wählerbasis der FPÖ löst sich etwas auf, wenn man sich die Wahlmotive ansieht. Für 60 Prozent der FPÖ-Wähler bringt die Mitgliedschaft Österreichs in der EU angesichts der Wirtschaftskrise eher Nachteile (mehr als doppelt soviel wie bei allen anderen Parteien); für 88 Prozent ihrer Wähler heißt das entscheidende Wahlmotiv „gegen Zuwanderung“ gefolgt von 81 Prozent, für die die Stellung der FPÖ gegen einen EU-Beitritt der Türkei entscheidend war.

Fazit: Nicht die neoliberal grundierten Krisenlösungsrezepte des Wahlprogramms sind entscheidend für die Wahl der FPÖ, sondern die alltägliche Propaganda und die konkreten Forderungen gegen Migrantinnen und Migranten, Sinti und Roma und andere Minderheiten. Die Ausschaltung dieser (Arbeitsplatz)Konkurrenz versprechen sich die Wählerinnen und Wähler von einer extrem rechten Partei.
Kein Automatismus zwischen Prekarisierung und rechten Einstellungen
Der Zusammenhang zwischen der zunehmenden Prekarisierung von Arbeitsverhältnis im globalen Kapitalismus und extrem rechten Einstellungsmustern ist inzwischen mehrfach untersucht worden, der Zusammenhang ist jedoch keineswegs eine einfache Ableitung. Dies macht u.a. die Untersuchung von Klaus Dörre deutlich.
 Dörre unterscheidet in Anlehnung an Robert Castel drei Zonen der nachfordistischen Arbeitsgesellschaft: Die „Zone der Integrität“, die „Zone der Prekarität“ und die „Zone der Entkopplung“. Alle drei Zonen sind laut Dörre anfällig für rechtspopulistische/extrem Rechte Orientierungen, je nach dem, welches Angebot von Seiten der extremen Rechten formuliert wird. Die scheinbaren Gegenüberstellungen verschiedener Erklärungsmuster für Rassismus – Rassismus als Dominanzverhalten der um ihre Vorteile fürchtenden Etablierten versus Rassismus als Ressentiment der Depravierten, die sich nach schwächeren Gliedern in der Kette umsehen – müssen somit als unterschiedliche Varianten und Facetten gelesen werden, die im Idealfall (und wohl nur für kurze Zeit) zusammengeführt werden können, wie das Beispiel der FPÖ Ende der neunziger Jahre zeigte.
Die politische Linke muss sich vor allem auch deshalb über diese Entwicklung sorgen, weil der extremen Rechten immer stärkere Einbrüche in die traditionelle Wählerklientel der Linken gelingen. Schon 1999 wurde die FPÖ zur stärksten Partei unter den Arbeitern und Arbeiterinnen in Österreich und auch der Lega Nord gelang bei der letzten Parlamentswahl ein weiterer Einbruch in die norditalienische Stammwählerschaft der Linken. Verantwortlich für solche Entwicklungen sind nicht nur die vermeintlich einfachen Lösungen der Rechten sondern auch das schlechte Angebot der Linken, die keine Überzeugenden Antworten, geschweige denn eigene attraktive politische Konzepte angesichts der Krise des Kapitalismus formulieren. Das Mindeste in dieser Situation wäre es, offensiv gegen den Rassismus der Rechten aufzutreten und die Frage der gleichen Rechte für alle zu einem zentralen Punkt der eigenen Politik zu machen. Dies ist jedoch keineswegs der Fall, wie die Politik einer Regierungslinken gegenüber Migrantinnen und Migranten in den letzten Jahren gezeigt hat. Auch auf Seiten der Gewerkschaften ist nicht immer eine eindeutige Positionierung zu diesem Thema zu verzeichnen, so dass auch bei ihren Mitgliedern extrem rechte Einstellungsmuster und damit Anfälligkeiten für die extreme Rechte in hohem Maße anzutreffen sind (vgl. die Untersuchung von Zeuner u.a.)
Die gegenwärtige Wirtschaftskrise könnte zu neuen Konjunkturen des Rassismus führen. Erste Vorboten dafür gab es auch jenseits der Wahlen zum Europaparlament. „British jobs for british workers“, mit dieser Parole demonstrierten im Februar 2009 britische Arbeiter gegen die Einstellung italienischer und portugiesischer Arbeiter beim Bau einer Entschwefelungsanlage in England. Die vermeintliche Billigkonkurrenz wurde als direkte Bedrohung der eigenen Existenz wahrgenommen. Die Parole stammte aktuell jedoch vom Regierungschef Gordon Brown, der damit sein Engagement für die abhängig Beschäftigten angesichts der Krise unterstreichen wollte. Der Umschlag berechtigter Ängste in Nationalismus, Ausgrenzung und Rassismus ist eine reale Gefahr in der gegenwärtigen Krise. Die Linke muss diese Gefahr bei ihren eigenen Vorschlägen zur Überwindung der Krise immer berücksichtigen.
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